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See the notice on TED website

756019-2026 - Competition
Germany – Design and execution of research and development – Forschungsvorhaben 
Liegenschafts- und Klimaschutzdaten für Sozialimmobilien (LuKS)
OJ S 211/2026 30/10/2026
Contract or concession notice – standard regime
Services

1. Buyer

1.1.  Buyer
Official name: Bundesministerium für Arbeit und Soziales
Email: zentrale-vergabestelle@bmas.bund.de
Legal type of the buyer: Central government authority
Activity of the contracting authority: General public services

2. Procedure

2.1.  Procedure
Title: Forschungsvorhaben Liegenschafts- und Klimaschutzdaten für Sozialimmobilien (LuKS)
Description: Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) schreibt ein 
Forschungsvorhaben „Liegenschafts- und Klimaschutzdaten für Sozialimmobilien“ aus. Es zielt 
darauf ab, bundesweit aussagekräftige Daten zum Gebäudebestand von sozialen 
Dienstleistern im Zuständigkeitsbereich des BMAS zu erheben, den Finanzierungsbedarf für 
Investitionen abzuschätzen und praktische administrative Hürden zu analysieren. Soziale 
Dienstleister verfügen über einen sehr großen Gebäudebestand, der von ihnen häufig als 
überaltert und dringend renovierungsbedürftig beschrieben wird. Das gesetzlich verankerte 
Klimaziel der Nettotreibhausgasneutralität bis 2045 macht es erforderlich, auch diese 
Gebäude bis dahin so zu sanieren, dass sie kein CO2 mehr ausstoßen. Zudem legt das neue 
Gebäudemodernisierungsgesetz Mindesteffizienzstandards für Nicht-Wohngebäude fest, die 
ebenso einzuhalten sind. Und schließlich müssen diese Gebäude, in denen sich häufig 
besonders vulnerable Gruppen länger aufhalten, gegen die Folgen des Klimawandels gerüstet 
und insbesondere gegen Hitze ertüchtigt werden. Bislang liegen in gebündelter Form – auch 
mangels eines umfassenden Gebäuderegisters – keine hinreichend fundierten Daten über 
Gebäudezustand und Sanierungsraten vor. Es ist weder klar, wie viele Gebäude es gibt und 
wie groß und wie alt diese sind, noch, wann sie zuletzt umfassend saniert wurden, welche 
Heizungsart verwendet wird und ob das Gebäude gemietet wird oder im Eigentum der 
Nutzenden steht. Ziel des Forschungsvorhabens ist es, diese Lücken für den 
Zuständigkeitsbereich des BMAS zu schließen und daraus einen Finanzbedarf für 
Investitionen abzuleiten. Neben fehlenden Informationen zum Umfang des Sanierungs- und 
Anpassungsbedarfs fehlen Kenntnisse darüber, welche konkreten Hürden und 
Herausforderungen im Hinblick auf die Administration und Finanzierung von Sanierungen 
bestehen. Deshalb soll auch der Frage nachgegangen werden, wie Kostenträger die 
Wirtschaftlichkeit von unterschiedlichen investiven Maßnahmen sozialer Dienstleister in der 
Praxis bewerten und welche Maßnahmen damit umsetzbar sind. In einem letzten Schritt soll 
ein Konzept zur Verstetigung der Datenerhebung vorgelegt werden, um den 
Sanierungsfortschritt in Zukunft monitoren zu können. Der Deutsche Bundestag hat die 
Bundesregierung aufgefordert, die Daten- und Informationsbasis im Hinblick auf die 
genannten Fragestellungen zu verbessern. Eine geeignete und effiziente Methodik ist von 
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dem*der Auftragnehmer*in vorzuschlagen. Dabei scheinen verschiedene Ansätze denkbar, 
etwa repräsentativ angelegte quantitative und qualitative Erhebungen bei sozialen 
Dienstleistern und Kostenträgern, aber auch Ansätze mithilfe von automatisierter geobasierter 
Datenerhebung (z.B. Gebäudezwillinge auf Basis amtlicher Daten). Das Vorhaben soll direkt 
nach Zuschlagserteilung beginnen (voraussichtlich im April 2027) und die Endergebnisse des 
Forschungsvorhabens sollen spätestens nach 14 Monaten vorliegen Bitte beachten Sie die 
beigefügten Vergabeunterlagen.
Procedure identifier: 0c63ea6e-5b2c-4fd6-aabe-817f4ed913aa
Internal identifier: ZVS-04812-1/93
Type of procedure: Negotiated with prior publication of a call for competition / competitive with 
negotiation
The procedure is accelerated: no

2.1.1.  Purpose
Main nature of the contract: Services
Main classification (cpv): 73300000 Design and execution of research and development

2.1.2.  Place of performance
Country subdivision (NUTS): Berlin (DE300)
Country: Germany

2.1.4.  General information
Legal basis: 
Directive 2014/24/EU
vgv -

2.1.6.  Grounds for exclusion
Sources of grounds for exclusion: Notice
Corruption: Ausgeschlossen werden, 1. Personen, deren Verhalten gem. § 123 Abs. 3 Gesetz 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen* (GWB) zuzurechnen ist, wegen der in § 123 Abs. 1 Nr. 
1 - 10 GWB* genannten Verstöße oder wegen vergleichbarer Verstöße anderer Staaten 
rechtskräftig verurteilt oder rechtskräftig mit einer Geldbuße belegt worden sind, 2. Personen, 
die in § 123 Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen 
Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erfüllen, 3. 
Personen, die in § 124 Abs. 1 Nr. 1 - 9 GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen 
Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 UVgO) erfüllen, 4. Personen, die die in § 21 des 
Arbeitnehmer-Entsendegesetzes*, § 98c des Aufenthaltsgesetzes*, § 19 des 
Mindestlohngesetzes*, § 21 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes* und § 22 des 
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes* genannten Ausschlussgründe erfüllen, 5. Personen, 
die einen Ausschlussgrund nach § 14 Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfüllen. 
Wahrheitswidrige Angaben oder Zurückhaltung von Auskünften können zum Ausschluss von 
der Teilnahme an diesem und weiteren Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung 
zur fristlosen Kündigung des geschlossenen Vertrages führen.
Fraud: Ausgeschlossen werden, 1. Personen, deren Verhalten gem. § 123 Abs. 3 Gesetz 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen* (GWB) zuzurechnen ist, wegen der in § 123 Abs. 1 Nr. 
1 - 10 GWB* genannten Verstöße oder wegen vergleichbarer Verstöße anderer Staaten 
rechtskräftig verurteilt oder rechtskräftig mit einer Geldbuße belegt worden sind, 2. Personen, 
die in § 123 Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen 
Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erfüllen, 3. 
Personen, die in § 124 Abs. 1 Nr. 1 - 9 GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen 
Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 UVgO) erfüllen, 4. Personen, die die in § 21 des 
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Arbeitnehmer-Entsendegesetzes*, § 98c des Aufenthaltsgesetzes*, § 19 des 
Mindestlohngesetzes*, § 21 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes* und § 22 des 
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes* genannten Ausschlussgründe erfüllen, 5. Personen, 
die einen Ausschlussgrund nach § 14 Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfüllen. 
Wahrheitswidrige Angaben oder Zurückhaltung von Auskünften können zum Ausschluss von 
der Teilnahme an diesem und weiteren Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung 
zur fristlosen Kündigung des geschlossenen Vertrages führen.
Participation in a criminal organisation: Ausgeschlossen werden, 1. Personen, deren Verhalten 
gem. § 123 Abs. 3 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen* (GWB) zuzurechnen ist, 
wegen der in § 123 Abs. 1 Nr. 1 - 10 GWB* genannten Verstöße oder wegen vergleichbarer 
Verstöße anderer Staaten rechtskräftig verurteilt oder rechtskräftig mit einer Geldbuße belegt 
worden sind, 2. Personen, die in § 123 Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* genannten 
Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 
Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erfüllen, 3. Personen, die in § 124 Abs. 1 Nr. 1 - 9 
GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 
UVgO) erfüllen, 4. Personen, die die in § 21 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes*, § 98c des 
Aufenthaltsgesetzes*, § 19 des Mindestlohngesetzes*, § 21 des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes* und § 22 des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes* 
genannten Ausschlussgründe erfüllen, 5. Personen, die einen Ausschlussgrund nach § 14 
Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfüllen. Wahrheitswidrige Angaben oder Zurückhaltung von 
Auskünften können zum Ausschluss von der Teilnahme an diesem und weiteren 
Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung zur fristlosen Kündigung des 
geschlossenen Vertrages führen.
Terrorist offences or offences linked to terrorist activities: Ausgeschlossen werden, 1. 
Personen, deren Verhalten gem. § 123 Abs. 3 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen* 
(GWB) zuzurechnen ist, wegen der in § 123 Abs. 1 Nr. 1 - 10 GWB* genannten Verstöße oder 
wegen vergleichbarer Verstöße anderer Staaten rechtskräftig verurteilt oder rechtskräftig mit 
einer Geldbuße belegt worden sind, 2. Personen, die in § 123 Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* 
genannten Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 
Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erfüllen, 3. Personen, die in § 124 Abs. 1 Nr. 1 - 9 
GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 
UVgO) erfüllen, 4. Personen, die die in § 21 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes*, § 98c des 
Aufenthaltsgesetzes*, § 19 des Mindestlohngesetzes*, § 21 des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes* und § 22 des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes* 
genannten Ausschlussgründe erfüllen, 5. Personen, die einen Ausschlussgrund nach § 14 
Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfüllen. Wahrheitswidrige Angaben oder Zurückhaltung von 
Auskünften können zum Ausschluss von der Teilnahme an diesem und weiteren 
Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung zur fristlosen Kündigung des 
geschlossenen Vertrages führen.
Business activities are suspended: Ausgeschlossen werden, 1. Personen, deren Verhalten 
gem. § 123 Abs. 3 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen* (GWB) zuzurechnen ist, 
wegen der in § 123 Abs. 1 Nr. 1 - 10 GWB* genannten Verstöße oder wegen vergleichbarer 
Verstöße anderer Staaten rechtskräftig verurteilt oder rechtskräftig mit einer Geldbuße belegt 
worden sind, 2. Personen, die in § 123 Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* genannten 
Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 
Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erfüllen, 3. Personen, die in § 124 Abs. 1 Nr. 1 - 9 
GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 
UVgO) erfüllen, 4. Personen, die die in § 21 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes*, § 98c des 
Aufenthaltsgesetzes*, § 19 des Mindestlohngesetzes*, § 21 des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes* und § 22 des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes* 
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genannten Ausschlussgründe erfüllen, 5. Personen, die einen Ausschlussgrund nach § 14 
Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfüllen. Wahrheitswidrige Angaben oder Zurückhaltung von 
Auskünften können zum Ausschluss von der Teilnahme an diesem und weiteren 
Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung zur fristlosen Kündigung des 
geschlossenen Vertrages führen.
Money laundering or terrorist financing: Ausgeschlossen werden, 1. Personen, deren 
Verhalten gem. § 123 Abs. 3 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen* (GWB) 
zuzurechnen ist, wegen der in § 123 Abs. 1 Nr. 1 - 10 GWB* genannten Verstöße oder wegen 
vergleichbarer Verstöße anderer Staaten rechtskräftig verurteilt oder rechtskräftig mit einer 
Geldbuße belegt worden sind, 2. Personen, die in § 123 Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* genannten 
Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 
Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erfüllen, 3. Personen, die in § 124 Abs. 1 Nr. 1 - 9 
GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 
UVgO) erfüllen, 4. Personen, die die in § 21 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes*, § 98c des 
Aufenthaltsgesetzes*, § 19 des Mindestlohngesetzes*, § 21 des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes* und § 22 des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes* 
genannten Ausschlussgründe erfüllen, 5. Personen, die einen Ausschlussgrund nach § 14 
Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfüllen. Wahrheitswidrige Angaben oder Zurückhaltung von 
Auskünften können zum Ausschluss von der Teilnahme an diesem und weiteren 
Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung zur fristlosen Kündigung des 
geschlossenen Vertrages führen.
Assets being administered by liquidator: Ausgeschlossen werden, 1. Personen, deren 
Verhalten gem. § 123 Abs. 3 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen* (GWB) 
zuzurechnen ist, wegen der in § 123 Abs. 1 Nr. 1 - 10 GWB* genannten Verstöße oder wegen 
vergleichbarer Verstöße anderer Staaten rechtskräftig verurteilt oder rechtskräftig mit einer 
Geldbuße belegt worden sind, 2. Personen, die in § 123 Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* genannten 
Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 
Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erfüllen, 3. Personen, die in § 124 Abs. 1 Nr. 1 - 9 
GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 
UVgO) erfüllen, 4. Personen, die die in § 21 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes*, § 98c des 
Aufenthaltsgesetzes*, § 19 des Mindestlohngesetzes*, § 21 des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes* und § 22 des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes* 
genannten Ausschlussgründe erfüllen, 5. Personen, die einen Ausschlussgrund nach § 14 
Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfüllen. Wahrheitswidrige Angaben oder Zurückhaltung von 
Auskünften können zum Ausschluss von der Teilnahme an diesem und weiteren 
Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung zur fristlosen Kündigung des 
geschlossenen Vertrages führen.
Conflict of interest due to its participation in the procurement procedure: Ausgeschlossen 
werden, 1. Personen, deren Verhalten gem. § 123 Abs. 3 Gesetz gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen* (GWB) zuzurechnen ist, wegen der in § 123 Abs. 1 Nr. 1 - 10 
GWB* genannten Verstöße oder wegen vergleichbarer Verstöße anderer Staaten rechtskräftig 
verurteilt oder rechtskräftig mit einer Geldbuße belegt worden sind, 2. Personen, die in § 123 
Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.
m. § 31 Abs. 2 Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erfüllen, 3. Personen, die in § 124 
Abs. 1 Nr. 1 - 9 GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. 
§ 31 Abs. 2 UVgO) erfüllen, 4. Personen, die die in § 21 des Arbeitnehmer-
Entsendegesetzes*, § 98c des Aufenthaltsgesetzes*, § 19 des Mindestlohngesetzes*, § 21 
des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes* und § 22 des 
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes* genannten Ausschlussgründe erfüllen, 5. Personen, 
die einen Ausschlussgrund nach § 14 Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfüllen. 
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Wahrheitswidrige Angaben oder Zurückhaltung von Auskünften können zum Ausschluss von 
der Teilnahme an diesem und weiteren Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung 
zur fristlosen Kündigung des geschlossenen Vertrages führen.
Early termination, damages, or other comparable sanctions: Ausgeschlossen werden, 1. 
Personen, deren Verhalten gem. § 123 Abs. 3 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen* 
(GWB) zuzurechnen ist, wegen der in § 123 Abs. 1 Nr. 1 - 10 GWB* genannten Verstöße oder 
wegen vergleichbarer Verstöße anderer Staaten rechtskräftig verurteilt oder rechtskräftig mit 
einer Geldbuße belegt worden sind, 2. Personen, die in § 123 Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* 
genannten Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 
Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erfüllen, 3. Personen, die in § 124 Abs. 1 Nr. 1 - 9 
GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 
UVgO) erfüllen, 4. Personen, die die in § 21 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes*, § 98c des 
Aufenthaltsgesetzes*, § 19 des Mindestlohngesetzes*, § 21 des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes* und § 22 des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes* 
genannten Ausschlussgründe erfüllen, 5. Personen, die einen Ausschlussgrund nach § 14 
Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfüllen. Wahrheitswidrige Angaben oder Zurückhaltung von 
Auskünften können zum Ausschluss von der Teilnahme an diesem und weiteren 
Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung zur fristlosen Kündigung des 
geschlossenen Vertrages führen.
Child labour and including other forms of trafficking in human beings: Ausgeschlossen werden, 
1. Personen, deren Verhalten gem. § 123 Abs. 3 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen* 
(GWB) zuzurechnen ist, wegen der in § 123 Abs. 1 Nr. 1 - 10 GWB* genannten Verstöße oder 
wegen vergleichbarer Verstöße anderer Staaten rechtskräftig verurteilt oder rechtskräftig mit 
einer Geldbuße belegt worden sind, 2. Personen, die in § 123 Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* 
genannten Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 
Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erfüllen, 3. Personen, die in § 124 Abs. 1 Nr. 1 - 9 
GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 
UVgO) erfüllen, 4. Personen, die die in § 21 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes*, § 98c des 
Aufenthaltsgesetzes*, § 19 des Mindestlohngesetzes*, § 21 des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes* und § 22 des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes* 
genannten Ausschlussgründe erfüllen, 5. Personen, die einen Ausschlussgrund nach § 14 
Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfüllen. Wahrheitswidrige Angaben oder Zurückhaltung von 
Auskünften können zum Ausschluss von der Teilnahme an diesem und weiteren 
Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung zur fristlosen Kündigung des 
geschlossenen Vertrages führen.
Analogous situation like bankruptcy, insolvency or arrangement with creditors under national 
law: Ausgeschlossen werden, 1. Personen, deren Verhalten gem. § 123 Abs. 3 Gesetz gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen* (GWB) zuzurechnen ist, wegen der in § 123 Abs. 1 Nr. 1 - 10 
GWB* genannten Verstöße oder wegen vergleichbarer Verstöße anderer Staaten rechtskräftig 
verurteilt oder rechtskräftig mit einer Geldbuße belegt worden sind, 2. Personen, die in § 123 
Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.
m. § 31 Abs. 2 Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erfüllen, 3. Personen, die in § 124 
Abs. 1 Nr. 1 - 9 GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. 
§ 31 Abs. 2 UVgO) erfüllen, 4. Personen, die die in § 21 des Arbeitnehmer-
Entsendegesetzes*, § 98c des Aufenthaltsgesetzes*, § 19 des Mindestlohngesetzes*, § 21 
des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes* und § 22 des 
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes* genannten Ausschlussgründe erfüllen, 5. Personen, 
die einen Ausschlussgrund nach § 14 Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfüllen. 



756019-2026 Page 6/14

Wahrheitswidrige Angaben oder Zurückhaltung von Auskünften können zum Ausschluss von 
der Teilnahme an diesem und weiteren Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung 
zur fristlosen Kündigung des geschlossenen Vertrages führen.
Breaching of obligations set under purely national exclusion grounds: Ausgeschlossen 
werden, 1. Personen, deren Verhalten gem. § 123 Abs. 3 Gesetz gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen* (GWB) zuzurechnen ist, wegen der in § 123 Abs. 1 Nr. 1 - 10 
GWB* genannten Verstöße oder wegen vergleichbarer Verstöße anderer Staaten rechtskräftig 
verurteilt oder rechtskräftig mit einer Geldbuße belegt worden sind, 2. Personen, die in § 123 
Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.
m. § 31 Abs. 2 Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erfüllen, 3. Personen, die in § 124 
Abs. 1 Nr. 1 - 9 GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. 
§ 31 Abs. 2 UVgO) erfüllen, 4. Personen, die die in § 21 des Arbeitnehmer-
Entsendegesetzes*, § 98c des Aufenthaltsgesetzes*, § 19 des Mindestlohngesetzes*, § 21 
des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes* und § 22 des 
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes* genannten Ausschlussgründe erfüllen, 5. Personen, 
die einen Ausschlussgrund nach § 14 Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfüllen. 
Wahrheitswidrige Angaben oder Zurückhaltung von Auskünften können zum Ausschluss von 
der Teilnahme an diesem und weiteren Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung 
zur fristlosen Kündigung des geschlossenen Vertrages führen.
Grave professional misconduct: Ausgeschlossen werden, 1. Personen, deren Verhalten gem. 
§ 123 Abs. 3 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen* (GWB) zuzurechnen ist, wegen der 
in § 123 Abs. 1 Nr. 1 - 10 GWB* genannten Verstöße oder wegen vergleichbarer Verstöße 
anderer Staaten rechtskräftig verurteilt oder rechtskräftig mit einer Geldbuße belegt worden 
sind, 2. Personen, die in § 123 Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* genannten Ausschlussgründe (bei 
nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) 
erfüllen, 3. Personen, die in § 124 Abs. 1 Nr. 1 - 9 GWB* genannten Ausschlussgründe (bei 
nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 UVgO) erfüllen, 4. Personen, die die in § 21 
des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes*, § 98c des Aufenthaltsgesetzes*, § 19 des 
Mindestlohngesetzes*, § 21 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes* und § 22 des 
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes* genannten Ausschlussgründe erfüllen, 5. Personen, 
die einen Ausschlussgrund nach § 14 Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfüllen. 
Wahrheitswidrige Angaben oder Zurückhaltung von Auskünften können zum Ausschluss von 
der Teilnahme an diesem und weiteren Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung 
zur fristlosen Kündigung des geschlossenen Vertrages führen.
Misrepresentation, withheld information, unable to provide required documents or obtained 
confidential information of this procedure: Ausgeschlossen werden, 1. Personen, deren 
Verhalten gem. § 123 Abs. 3 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen* (GWB) 
zuzurechnen ist, wegen der in § 123 Abs. 1 Nr. 1 - 10 GWB* genannten Verstöße oder wegen 
vergleichbarer Verstöße anderer Staaten rechtskräftig verurteilt oder rechtskräftig mit einer 
Geldbuße belegt worden sind, 2. Personen, die in § 123 Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* genannten 
Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 
Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erfüllen, 3. Personen, die in § 124 Abs. 1 Nr. 1 - 9 
GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 
UVgO) erfüllen, 4. Personen, die die in § 21 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes*, § 98c des 
Aufenthaltsgesetzes*, § 19 des Mindestlohngesetzes*, § 21 des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes* und § 22 des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes* 
genannten Ausschlussgründe erfüllen, 5. Personen, die einen Ausschlussgrund nach § 14 
Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfüllen. Wahrheitswidrige Angaben oder Zurückhaltung von 
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Auskünften können zum Ausschluss von der Teilnahme an diesem und weiteren 
Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung zur fristlosen Kündigung des 
geschlossenen Vertrages führen.
Breaching of obligations in the fields of labour law: Ausgeschlossen werden, 1. Personen, 
deren Verhalten gem. § 123 Abs. 3 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen* (GWB) 
zuzurechnen ist, wegen der in § 123 Abs. 1 Nr. 1 - 10 GWB* genannten Verstöße oder wegen 
vergleichbarer Verstöße anderer Staaten rechtskräftig verurteilt oder rechtskräftig mit einer 
Geldbuße belegt worden sind, 2. Personen, die in § 123 Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* genannten 
Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 
Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erfüllen, 3. Personen, die in § 124 Abs. 1 Nr. 1 - 9 
GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 
UVgO) erfüllen, 4. Personen, die die in § 21 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes*, § 98c des 
Aufenthaltsgesetzes*, § 19 des Mindestlohngesetzes*, § 21 des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes* und § 22 des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes* 
genannten Ausschlussgründe erfüllen, 5. Personen, die einen Ausschlussgrund nach § 14 
Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfüllen. Wahrheitswidrige Angaben oder Zurückhaltung von 
Auskünften können zum Ausschluss von der Teilnahme an diesem und weiteren 
Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung zur fristlosen Kündigung des 
geschlossenen Vertrages führen.
Breaching of obligations in the fields of social law: Ausgeschlossen werden, 1. Personen, 
deren Verhalten gem. § 123 Abs. 3 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen* (GWB) 
zuzurechnen ist, wegen der in § 123 Abs. 1 Nr. 1 - 10 GWB* genannten Verstöße oder wegen 
vergleichbarer Verstöße anderer Staaten rechtskräftig verurteilt oder rechtskräftig mit einer 
Geldbuße belegt worden sind, 2. Personen, die in § 123 Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* genannten 
Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 
Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erfüllen, 3. Personen, die in § 124 Abs. 1 Nr. 1 - 9 
GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 
UVgO) erfüllen, 4. Personen, die die in § 21 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes*, § 98c des 
Aufenthaltsgesetzes*, § 19 des Mindestlohngesetzes*, § 21 des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes* und § 22 des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes* 
genannten Ausschlussgründe erfüllen, 5. Personen, die einen Ausschlussgrund nach § 14 
Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfüllen. Wahrheitswidrige Angaben oder Zurückhaltung von 
Auskünften können zum Ausschluss von der Teilnahme an diesem und weiteren 
Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung zur fristlosen Kündigung des 
geschlossenen Vertrages führen.
Breaching of obligations in the fields of environmental law: Ausgeschlossen werden, 1. 
Personen, deren Verhalten gem. § 123 Abs. 3 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen* 
(GWB) zuzurechnen ist, wegen der in § 123 Abs. 1 Nr. 1 - 10 GWB* genannten Verstöße oder 
wegen vergleichbarer Verstöße anderer Staaten rechtskräftig verurteilt oder rechtskräftig mit 
einer Geldbuße belegt worden sind, 2. Personen, die in § 123 Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* 
genannten Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 
Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erfüllen, 3. Personen, die in § 124 Abs. 1 Nr. 1 - 9 
GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 
UVgO) erfüllen, 4. Personen, die die in § 21 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes*, § 98c des 
Aufenthaltsgesetzes*, § 19 des Mindestlohngesetzes*, § 21 des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes* und § 22 des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes* 
genannten Ausschlussgründe erfüllen, 5. Personen, die einen Ausschlussgrund nach § 14 
Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfüllen. Wahrheitswidrige Angaben oder Zurückhaltung von 



756019-2026 Page 8/14

Auskünften können zum Ausschluss von der Teilnahme an diesem und weiteren 
Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung zur fristlosen Kündigung des 
geschlossenen Vertrages führen.
Breaching obligation relating to payment of social security contributions: Ausgeschlossen 
werden, 1. Personen, deren Verhalten gem. § 123 Abs. 3 Gesetz gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen* (GWB) zuzurechnen ist, wegen der in § 123 Abs. 1 Nr. 1 - 10 
GWB* genannten Verstöße oder wegen vergleichbarer Verstöße anderer Staaten rechtskräftig 
verurteilt oder rechtskräftig mit einer Geldbuße belegt worden sind, 2. Personen, die in § 123 
Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.
m. § 31 Abs. 2 Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erfüllen, 3. Personen, die in § 124 
Abs. 1 Nr. 1 - 9 GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. 
§ 31 Abs. 2 UVgO) erfüllen, 4. Personen, die die in § 21 des Arbeitnehmer-
Entsendegesetzes*, § 98c des Aufenthaltsgesetzes*, § 19 des Mindestlohngesetzes*, § 21 
des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes* und § 22 des 
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes* genannten Ausschlussgründe erfüllen, 5. Personen, 
die einen Ausschlussgrund nach § 14 Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfüllen. 
Wahrheitswidrige Angaben oder Zurückhaltung von Auskünften können zum Ausschluss von 
der Teilnahme an diesem und weiteren Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung 
zur fristlosen Kündigung des geschlossenen Vertrages führen.
Breaching obligation relating to payment of taxes: Ausgeschlossen werden, 1. Personen, 
deren Verhalten gem. § 123 Abs. 3 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen* (GWB) 
zuzurechnen ist, wegen der in § 123 Abs. 1 Nr. 1 - 10 GWB* genannten Verstöße oder wegen 
vergleichbarer Verstöße anderer Staaten rechtskräftig verurteilt oder rechtskräftig mit einer 
Geldbuße belegt worden sind, 2. Personen, die in § 123 Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* genannten 
Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 
Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erfüllen, 3. Personen, die in § 124 Abs. 1 Nr. 1 - 9 
GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 
UVgO) erfüllen, 4. Personen, die die in § 21 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes*, § 98c des 
Aufenthaltsgesetzes*, § 19 des Mindestlohngesetzes*, § 21 des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes* und § 22 des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes* 
genannten Ausschlussgründe erfüllen, 5. Personen, die einen Ausschlussgrund nach § 14 
Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfüllen. Wahrheitswidrige Angaben oder Zurückhaltung von 
Auskünften können zum Ausschluss von der Teilnahme an diesem und weiteren 
Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung zur fristlosen Kündigung des 
geschlossenen Vertrages führen.
Agreements with other economic operators aimed at distorting competition: Ausgeschlossen 
werden, 1. Personen, deren Verhalten gem. § 123 Abs. 3 Gesetz gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen* (GWB) zuzurechnen ist, wegen der in § 123 Abs. 1 Nr. 1 - 10 
GWB* genannten Verstöße oder wegen vergleichbarer Verstöße anderer Staaten rechtskräftig 
verurteilt oder rechtskräftig mit einer Geldbuße belegt worden sind, 2. Personen, die in § 123 
Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.
m. § 31 Abs. 2 Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erfüllen, 3. Personen, die in § 124 
Abs. 1 Nr. 1 - 9 GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. 
§ 31 Abs. 2 UVgO) erfüllen, 4. Personen, die die in § 21 des Arbeitnehmer-
Entsendegesetzes*, § 98c des Aufenthaltsgesetzes*, § 19 des Mindestlohngesetzes*, § 21 
des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes* und § 22 des 
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes* genannten Ausschlussgründe erfüllen, 5. Personen, 
die einen Ausschlussgrund nach § 14 Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfüllen. 
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Wahrheitswidrige Angaben oder Zurückhaltung von Auskünften können zum Ausschluss von 
der Teilnahme an diesem und weiteren Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung 
zur fristlosen Kündigung des geschlossenen Vertrages führen.
Direct or indirect involvement in the preparation of this procurement procedure: 
Ausgeschlossen werden, 1. Personen, deren Verhalten gem. § 123 Abs. 3 Gesetz gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen* (GWB) zuzurechnen ist, wegen der in § 123 Abs. 1 Nr. 1 - 10 
GWB* genannten Verstöße oder wegen vergleichbarer Verstöße anderer Staaten rechtskräftig 
verurteilt oder rechtskräftig mit einer Geldbuße belegt worden sind, 2. Personen, die in § 123 
Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.
m. § 31 Abs. 2 Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erfüllen, 3. Personen, die in § 124 
Abs. 1 Nr. 1 - 9 GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. 
§ 31 Abs. 2 UVgO) erfüllen, 4. Personen, die die in § 21 des Arbeitnehmer-
Entsendegesetzes*, § 98c des Aufenthaltsgesetzes*, § 19 des Mindestlohngesetzes*, § 21 
des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes* und § 22 des 
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes* genannten Ausschlussgründe erfüllen, 5. Personen, 
die einen Ausschlussgrund nach § 14 Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfüllen. 
Wahrheitswidrige Angaben oder Zurückhaltung von Auskünften können zum Ausschluss von 
der Teilnahme an diesem und weiteren Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung 
zur fristlosen Kündigung des geschlossenen Vertrages führen.
Insolvency: Ausgeschlossen werden, 1. Personen, deren Verhalten gem. § 123 Abs. 3 Gesetz 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen* (GWB) zuzurechnen ist, wegen der in § 123 Abs. 1 Nr. 
1 - 10 GWB* genannten Verstöße oder wegen vergleichbarer Verstöße anderer Staaten 
rechtskräftig verurteilt oder rechtskräftig mit einer Geldbuße belegt worden sind, 2. Personen, 
die in § 123 Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen 
Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erfüllen, 3. 
Personen, die in § 124 Abs. 1 Nr. 1 - 9 GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen 
Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 UVgO) erfüllen, 4. Personen, die die in § 21 des 
Arbeitnehmer-Entsendegesetzes*, § 98c des Aufenthaltsgesetzes*, § 19 des 
Mindestlohngesetzes*, § 21 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes* und § 22 des 
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes* genannten Ausschlussgründe erfüllen, 5. Personen, 
die einen Ausschlussgrund nach § 14 Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfüllen. 
Wahrheitswidrige Angaben oder Zurückhaltung von Auskünften können zum Ausschluss von 
der Teilnahme an diesem und weiteren Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung 
zur fristlosen Kündigung des geschlossenen Vertrages führen.

5. Lot

5.1.  Lot: LOT-0000
Title: Forschungsvorhaben Liegenschafts- und Klimaschutzdaten für Sozialimmobilien (LuKS)
Description: Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) schreibt ein 
Forschungsvorhaben „Liegenschafts- und Klimaschutzdaten für Sozialimmobilien“ aus. Es zielt 
darauf ab, bundesweit aussagekräftige Daten zum Gebäudebestand von sozialen 
Dienstleistern im Zuständigkeitsbereich des BMAS zu erheben, den Finanzierungsbedarf für 
Investitionen abzuschätzen und praktische administrative Hürden zu analysieren. Soziale 
Dienstleister verfügen über einen sehr großen Gebäudebestand, der von ihnen häufig als 
überaltert und dringend renovierungsbedürftig beschrieben wird. Das gesetzlich verankerte 
Klimaziel der Nettotreibhausgasneutralität bis 2045 macht es erforderlich, auch diese 
Gebäude bis dahin so zu sanieren, dass sie kein CO2 mehr ausstoßen. Zudem legt das neue 
Gebäudemodernisierungsgesetz Mindesteffizienzstandards für Nicht-Wohngebäude fest, die 
ebenso einzuhalten sind. Und schließlich müssen diese Gebäude, in denen sich häufig 
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besonders vulnerable Gruppen länger aufhalten, gegen die Folgen des Klimawandels gerüstet 
und insbesondere gegen Hitze ertüchtigt werden. Bislang liegen in gebündelter Form – auch 
mangels eines umfassenden Gebäuderegisters – keine hinreichend fundierten Daten über 
Gebäudezustand und Sanierungsraten vor. Es ist weder klar, wie viele Gebäude es gibt und 
wie groß und wie alt diese sind, noch, wann sie zuletzt umfassend saniert wurden, welche 
Heizungsart verwendet wird und ob das Gebäude gemietet wird oder im Eigentum der 
Nutzenden steht. Ziel des Forschungsvorhabens ist es, diese Lücken für den 
Zuständigkeitsbereich des BMAS zu schließen und daraus einen Finanzbedarf für 
Investitionen abzuleiten. Neben fehlenden Informationen zum Umfang des Sanierungs- und 
Anpassungsbedarfs fehlen Kenntnisse darüber, welche konkreten Hürden und 
Herausforderungen im Hinblick auf die Administration und Finanzierung von Sanierungen 
bestehen. Deshalb soll auch der Frage nachgegangen werden, wie Kostenträger die 
Wirtschaftlichkeit von unterschiedlichen investiven Maßnahmen sozialer Dienstleister in der 
Praxis bewerten und welche Maßnahmen damit umsetzbar sind. In einem letzten Schritt soll 
ein Konzept zur Verstetigung der Datenerhebung vorgelegt werden, um den 
Sanierungsfortschritt in Zukunft monitoren zu können. Der Deutsche Bundestag hat die 
Bundesregierung aufgefordert, die Daten- und Informationsbasis im Hinblick auf die 
genannten Fragestellungen zu verbessern. Eine geeignete und effiziente Methodik ist von 
dem*der Auftragnehmer*in vorzuschlagen. Dabei scheinen verschiedene Ansätze denkbar, 
etwa repräsentativ angelegte quantitative und qualitative Erhebungen bei sozialen 
Dienstleistern und Kostenträgern, aber auch Ansätze mithilfe von automatisierter geobasierter 
Datenerhebung (z.B. Gebäudezwillinge auf Basis amtlicher Daten). Das Vorhaben soll direkt 
nach Zuschlagserteilung beginnen (voraussichtlich im April 2027) und die Endergebnisse des 
Forschungsvorhabens sollen spätestens nach 14 Monaten vorliegen. Bitte beachten Sie die 
beigefügten Vergabeunterlagen.
Internal identifier: ZVS-04812-1/93

5.1.1.  Purpose
Main nature of the contract: Services
Main classification (cpv): 73300000 Design and execution of research and development

5.1.2.  Place of performance
Country subdivision (NUTS): Berlin (DE300)
Country: Germany

5.1.3.  Estimated duration
Start date: 01/01/2027
Duration end date: 31/12/2027

5.1.6.  General information
Reserved participation: 
Participation is not reserved.
Procurement Project not financed with EU Funds.
The procurement is covered by the Government Procurement Agreement (GPA): no
This procurement is also suitable for small and medium-sized enterprises (SMEs): no
Additional information: Die Bewerber haben mit dem Teilnahmeantrag eine kurze 
Projektskizze (als separates Dokument von max. 8 DIN A4 Seiten) zu der in der 
Leistungsbeschreibung umrissenen Leistung einzureichen. Sofern die Zahl der geeigneten 
Bewerber die für die Angebotsphase vorgesehene Höchstzahl überschreitet, erfolgt die 
Auswahl der zur Angebotsabgabe aufzufordernden Bewerber anhand der eingereichten 
Projektskizzen. Die Projektskizze wird anhand folgender Entscheidungskriterien bewertet 
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werden: Schlüssigkeit der Darstellung der Datenbeschaffung und -auswertung sowie 
Problemorientierung im Hinblick auf die Hürden, die soziale Dienstleister bei der Planung, 
Finanzierung und Durchführung energetischer Sanierungen einschränken. Die Projektskizze 
dient ausschließlich der Auswahl der Bewerber für die Angebotsphase und stellt noch kein 
Angebot dar. Die Projektskizze ist zwingender Bestandteil des Teilnahmeantrags. Wird sie 
nicht eingereicht, wird der Teilnahmeantrag vom weiteren Verfahren ausgeschlossen.

5.1.7.  Strategic procurement
Aim of strategic procurement: No strategic procurement

5.1.9.  Selection criteria
Sources of selection criteria: Notice
Criterion: References on specified services
Description of selection criterion: 1. Nachweis der Kompetenz und Erfahrung des Teilnehmers 
in folgenden Aufgaben- und Themenbereichen: 1.1 Wissenschaftliche Fachkenntnis und 
Erfahrungen in empirischer Sozialforschung; 1.2 Wissenschaftliche Fachkenntnis und 
Erfahrungen mit qualitativen und quantitativen Erhebungs- und Auswertungsmethoden; 1.3 
Kompetenz und Erfahrung im Bereich Erhebung, Aufbereitung und Auswertung von 
Gebäudedaten. Die zu Nr. 1.1 bis 1.3 geforderten Nachweise des Teilnehmers sind in einer 
Referenzliste über Forschungsarbeiten, sonstige Vorhaben und Publikationen der letzten 3 
Jahre zusammen zu stellen (die jeweiligen Auftraggeber und dortigen Kontaktpersonen, kurze 
Beschreibung der Aufträge und das jeweilige Auftragsvolumen sind anzugeben). Dabei kann 
eine Referenz auch mehrere oder alle der geforderten Kompetenzen umfassen. Es ist jeweils 
konkret anzugeben, welche Kompetenz mit der jeweiligen Referenz nachgewiesen wird. 1.4 
Erfahrung in der Analyse von Fragestellungen in Zusammenhang mit dem 
Sozialleistungsrecht, insbesondere den Sozialgesetzbüchern V bis VII, IX und XII. Als 
Nachweise 1.4 sind Eigenerklärungen zu erbringen, in denen die Kompetenz und Erfahrung 
an Hand konkreter Beispiele belegt werden. Gegebenenfalls müssen auf Verlangen des 
Auftraggebers entsprechende Bescheinigungen vorgelegt werden. Zusätzlich ist mit dem 
Teilnahmeantrag die Eigenerklärung zur Eignung des eingesetzten Personals gemäß 
Dokument 12 vorzulegen. Das Gesamtteam muss die o. g. Kompetenzen abdecken und über 
entsprechende Erfahrungen und Qualifikationen verfügen. Die zu 1. geforderten Nachweise 
sind bei Bewerber- oder Arbeitsgemeinschaften in der geforderten Form für jedes Mitglied der 
Gemeinschaft fachspezifisch, d. h. jeweils für den zu übernehmenden Teil der insgesamt 
ausgeschriebenen Leistung vorzulegen. 2. Angaben und Nachweise zu Projektleitung und 
Stellvertretung: 2.1. Projektleitung und Stellvertretung sind namentlich zu benennen. 2.2. 
Folgende Nachweise zu Qualifikation sind für beide unter Nr. 2.1. genannten Personen zu 
erbringen: 2.2.1 Abgeschlossenes Hochschulstudium bzw. Masterabschluss der 
Wirtschaftswissenschaften, Sozialwissenschaften, Umweltwissenschaften, Bau- und 
Planungswesen, Data Science oder einer vergleichbaren einschlägigen Studienrichtung. Die 
persönlichen Nachweise zu Nr. 2.2.1 für die Projektleitung und Stellvertretung sind in Form 
von Studien bzw. Ausbildungsnachweisen bzw. Zeugnissen nachzuweisen. Folgende 
Nachweise zur beruflichen Erfahrung gelten auch dann als erbracht, wenn sie im Einzelfall nur 
für eine der beiden Personen nachgewiesen wird: 2.2.2 mindestens dreijährige 
Berufserfahrung in den unter Nr. 1. genannten Themen- und Aufgabenbereichen sowie 2.2.3 
mindestens dreijährige Berufserfahrung mit Leitungsverantwortung bei Aufgaben im 
Zusammenhang mit empirischer Forschung Die persönlichen Nachweise zu Nrn. 2.2.2 und 
2.2.3 für die Projektleitung und Stellvertretung sind jeweils in einer Liste über 
Forschungsarbeiten, sonstige Vorhaben und Publikationen der letzten 3 Jahre zusammen zu 
stellen (unter Angabe der Arbeitgeber - oder bei selbständiger Tätigkeit der Auftraggeber - und 
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der Kontaktpersonen einschließlich einer stichwortartigen Beschreibung der Tätigkeiten). 
Dabei kann ein Nachweis auch mehrere oder alle der genannten Themen- und 
Aufgabenbereiche umfassen. Es ist jeweils konkret anzugeben, welcher Nachweis welchen 
Bereich betrifft.
The criteria will be used to select the candidates to be invited for the second stage of the 
procedure
Information about the second stage of a two-stage procedure: 
Minimum number of candidates to be invited for the second stage of the procedure: 3
Maximum number of candidates to be invited for the second stage of the procedure: 5
The procedure will take place in successive stages. At each stage, some participants may be 
eliminated
The buyer reserves the right to award the contract on the basis of the initial tenders without 
any further negotiations

5.1.11.  Procurement documents
Languages in which the procurement documents are officially available: German
Address of the procurement documents: https://www.evergabe-online.de/tenderdocuments.
html?id=902612

5.1.12.  Terms of procurement
Terms of submission: 
Electronic submission: Required
Address for submission: https://www.evergabe-online.de/tenderdetails.html?id=902612
Languages in which tenders or requests to participate may be submitted: German
Electronic catalogue: Not allowed
Variants: Not allowed
Tenderers may submit more than one tender: Not allowed
Deadline for receipt of requests to participate: 30/11/2026 23:59:00 (UTC+01:00) Central 
European Time, Western European Summer Time
Information that can be supplemented after the submission deadline: 
At the discretion of the buyer, some missing tenderer-related documents may be submitted 
later.
Additional information: Nachforderungen nur im Rahmen des § 56 VgV
Terms of contract: 
The execution of the contract must be performed within the framework of sheltered 
employment programmes: No
Electronic invoicing: Required
Electronic ordering will be used: yes
Electronic payment will be used: yes

5.1.15.  Techniques
Framework agreement: 
No framework agreement
Information about the dynamic purchasing system: 
No dynamic purchase system

5.1.16.  Further information, mediation and review
Mediation organisation: Bundeskartellamt - Vergabekammern des Bundes
Review organisation: Bundesministerium für Arbeit und Soziales
Information about review deadlines: Ein Nachprüfungsantrag ist unzulässig, soweit mehr als 
15 Kalendertage nach Eingang der Mitteilung des Auftraggebers, einer Rüge nicht abhelfen zu 

https://www.evergabe-online.de/tenderdocuments.html?id=902612
https://www.evergabe-online.de/tenderdocuments.html?id=902612
https://www.evergabe-online.de/tenderdetails.html?id=902612
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wollen, vergangen sind (§ 160 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 GWB). Ein Nachprüfungsantrag ist zudem 
unzulässig, wenn der Zuschlag erfolgt ist, bevor die Vergabekammer den Auftraggeber über 
den Antrag auf Nachprüfung informiert hat (§§ 168 Abs. 2 Satz 1, 169 Abs. 1 GWB). Die 
Zuschlagserteilung erfolgt zehn Kalendertage nach Absendung der Information an die 
unterlegenen Bieter gem. § 134 Abs. 2 GWB. Die Frist beginnt am Tag nach der Absendung 
der Information durch den Auftraggeber; auf den Tag des Zugangs beim betroffenen Bieter 
und Bewerber kommt es nicht an. Die Zulässigkeit eines Nachprüfungsantrags setzt ferner 
voraus, dass die geltend gemachten Vergabeverstöße 10 Kalendertage nach Kenntnis 
gegenüber dem Auftraggeber gerügt wurden (§ 160 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 GWB). Verstöße 
gegen Vergabevorschriften, die aufgrund der Bekanntmachung erkennbar sind, müssen 
spätestens bis zum Ablauf der in der Bekanntmachung benannten Frist zur Bewerbung oder 
zur Angebotsabgabe gegenüber dem Auftraggeber gerügt werden (§ 160 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 
GWB). Verstöße gegen Vergabevorschriften, die erst in den Vergabeunterlagen erkennbar 
sind, müssen spätestens bis zum Ablauf der Frist zur Bewerbung oder zur Angebotsabgabe 
gegenüber dem Auftraggeber gerügt werden (§ 160 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 GWB).
Organisation providing more information on the review procedures: Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales
Organisation receiving requests to participate: Bundesministerium für Arbeit und Soziales
Organisation processing tenders: Bundesministerium für Arbeit und Soziales

8. Organisations

8.1.  ORG-0000
Official name: Bundesministerium für Arbeit und Soziales
Registration number: 022899-527-0
Town: Bonn
Postcode: 53123
Country subdivision (NUTS): Bonn, Kreisfreie Stadt (DEA22)
Country: Germany
Email: zentrale-vergabestelle@bmas.bund.de
Telephone: 022899-527-0
Roles of this organisation: 
Buyer
Central purchasing body acquiring supplies and/or services intended for other buyers
Central purchasing body awarding public contracts or concluding framework agreements for 
works, supplies or services intended for other buyers
Organisation receiving requests to participate
Organisation processing tenders
Review organisation
Organisation providing more information on the review procedures

8.1.  ORG-0001
Official name: Bundeskartellamt - Vergabekammern des Bundes
Registration number: 0228-9499-0
Town: Bonn
Postcode: 53123
Country subdivision (NUTS): Bonn, Kreisfreie Stadt (DEA22)
Country: Germany
Email: vk@bundeskartellamt.de
Telephone: 0228-9499-0

mailto:zentrale-vergabestelle@bmas.bund.de
mailto:vk@bundeskartellamt.de
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Roles of this organisation: 
Mediation organisation

8.1.  ORG-0002
Official name: Datenservice Öffentlicher Einkauf (in Verantwortung des Beschaffungsamts des 
BMI)
Registration number: 0204:994-DOEVD-83
Town: Bonn
Postcode: 53119
Country subdivision (NUTS): Bonn, Kreisfreie Stadt (DEA22)
Country: Germany
Email: noreply.esender_hub@bescha.bund.de
Telephone: +49228996100
Roles of this organisation: 
TED eSender

Notice information

Notice identifier/version: 3b9fc15d-b614-4ade-8231-468d9c3b770b  -  02
Form type: Competition
Notice type: Contract or concession notice – standard regime
Notice subtype: 16
Notice dispatch date: 29/10/2026 10:49:01 (UTC+01:00) Central European Time, Western 
European Summer Time
Languages in which this notice is officially available: German
Notice publication number: 756019-2026
OJ S issue number: 211/2026
Publication date: 30/10/2026

mailto:noreply.esender_hub@bescha.bund.de
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